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§ 22 Technische Anforderungen 

1. Die für die jeweiligen Netzkopplungspunkte auf der Internetseite des Netzbetreibers 

veröffentlichten technischen Anforderungen gelten für die interne Bestellung gemäß § 

11 und § 20.  

2. Jeder Vertragspartner kann verlangen, dass eine unparteiische Stelle die Untersuchung 

der Übereinstimmung der Gasbeschaffenheit mit den Anforderungen des vorgelagerten 

Netzbetreibers gemäß Ziffer 1 vornimmt. Falls sich die Vertragspartner innerhalb eines 

Monats nach Zugang des Verlangens beim anderen Vertragspartner nicht über die un-

parteiische Stelle einigen können, wird die Untersuchung vom Engler-Bunte-Institut der 

Universität Karlsruhe durchgeführt. Die Kosten der Untersuchung trägt bei Bestätigung 

der Übereinstimmung derjenige Vertragspartner, der das Verlangen gestellt hat. An-

sonsten ist der andere Vertragspartner zur Zahlung verpflichtet.  

3. Sofern eine Änderung der technischen Anforderungen aufgrund gesetzlicher oder be-

hördlicher Vorgaben oder einer Änderung der technischen Regelungen des DVGW er-

forderlich ist, wird der vorgelagerte Netzbetreiber den nachgelagerten Netzbetreiber 

hierüber unverzüglich informieren. Der vorgelagerte Netzbetreiber passt den von der 

Änderung betroffenen jeweiligen Vertrag mit Wirkung zu dem Zeitpunkt an, zu dem die 

Vorgaben gemäß Satz 1 wirksam werden. Sofern eine Änderung der technischen An-

forderungen in Erfüllung der gesetzlichen Kooperationspflichten der vorgelagerten 

Netzbetreiber notwendig wird, ist der vorgelagerte Netzbetreiber mit einer Frist von 4 

Monaten ab entsprechender Mitteilung an den nachgelagerten Netzbetreiber zur Ände-

rung berechtigt. Sollte die Änderung dazu führen, dass die Nutzung der intern bestellten 

Kapazitäten des nachgelagerten Netzbetreibers beeinträchtigt wird, hat der nachgela-

gerte Netzbetreiber das Recht, den jeweiligen Vertrag zum Zeitpunkt des Wirksamwer-

dens der Änderung mit einer Frist von 3 Monaten zu kündigen. Sofern die Information 

des vorgelagerten Netzbetreibers gemäß Satz 1 weniger als 4 Monate vor dem Wirk-

samwerden der Änderung erfolgt, ist der nachgelagerte Netzbetreiber berechtigt, den 

jeweiligen Vertrag ohne Einhaltung einer Frist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 

Änderung zu kündigen. 

4. Abweichend von Ziffer 3 Satz 3 ist der vorgelagerte Netzbetreiber zu einer Änderung 

der Gasbeschaffenheit oder Druckspezifikation mit einer Vorankündigungsfrist von 3 

Jahren und 2 Monaten vor Beginn des Umstellungszeitraumes berechtigt. 

Bei Änderung der Gasbeschaffenheit von L- auf H-Gas im Rahmen der L-/H-Gas-

Marktraumumstellung teilt der vorgelagerte Netzbetreiber dem nachgelagerten Netzbe-

treiber mindestens 3 Jahre und 2 Monate vor Beginn den voraussichtlichen Umstel-

lungszeitraum mit, also den Zeitraum in Monaten, in dem die Änderung der Gasbe-

schaffenheit an den Netzkopplungspunkten voraussichtlich erfolgen wird.  

Die Netzbetreiber veröffentlichen 2 Jahre vor dem voraussichtlichen technischen Um-

stellungstermin diesen auf ihrer Internetseite und teilen ihn unter Hinweis auf den Kos-

tenerstattungsanspruch nach § 19a Abs. 3 EnWG den betroffenen Anschlussnehmern 

schriftlich mit. 
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Mindestens 1 Jahr und 1 Monat vor dem jeweiligen bilanziellen Umstellungstermin legt 

jeder Netzbetreiber diesen für seine Ausspeisepunkte fest und teilt seinen bilanziellen 

Umstellungstermin dem - sofern vorhanden - jeweils direkt nachgelagerten Netzbetrei-

ber mit. Die zeitliche Abweichung zwischen dem bilanziellen Umstellungstermin und 

dem Abgrenzungsstichtag, sollte nicht mehr als 4 Wochen betragen. Des Weiteren 

stimmt der Fernleitungsnetzbetreiber den jeweiligen monatsscharfen technischen Um-

stellungstermin mit dem nachgelagerten Netzbetreiber ab und teilt diesen spätestens 1 

Jahr und 1 Monat vor diesem Umstellungstermin dem nachgelagerten Netzbetreiber 

mit. Die Frist des vorausgehenden Satzes ist durch den Fernleitungsnetzbetreiber bzw. 

den vorgelagerten Netzbetreiber in jedem Fall so zu bemessen, dass nachgelagerte 

Netzbetreiber ebenfalls die Frist von mindestens 1 Jahr und einem Monat gegenüber ih-

ren wiederum nachgelagerten Netzbetreiber sicherstellen können. 

Entsprechend des Fortschrittes der Umstellungsplanung teilt der Fernleitungsnetzbe-

treiber dem nachgelagerten Netzbetreiber unverzüglich den tagesscharfen technischen 

Umstellungstermin mit. Der Termin der Änderung der Gasqualität an den Netzkopp-

lungspunkten zwischen dem Fernleitungsnetzbetreiber und den nachgelagerten Netz-

betreibern wird auf Basis des technischen Umstellungstermins gemeinsam mit den von 

der Umstellung betroffenen direkt nachgelagerten Netzbetreibern und gegebenenfalls 

direkt angeschlossenen Sonderletztverbrauchern sowie direkt angeschlossenen Gas-

speicherbetreibern prognostiziert. 

Nach abgeschlossener Prognose informiert der Fernleitungsnetzbetreiber den jeweils 

betroffenen, direkt nachgelagerten Netzbetreiber über die gemeinsam mit den von der 

Umstellung betroffenen direkt nachgelagerten Netzbetreibern und gegebenenfalls direkt 

angeschlossenen Sonderletztverbrauchern sowie direkt angeschlossenen Gasspei-

cherbetreibern prognostizierten Termine der Änderung der Gasqualität an den Netz-

kopplungspunkten zwischen dem Fernleitungsnetzbetreiber und diesen direkt nachge-

lagerten Netzbetreibern. 

Der nachgelagerte Netzbetreiber informiert den jeweils in der Kaskade nachgelagerten, 

betroffenen Netzbetreiber unverzüglich über Umstellungszeitraum bzw. die bilanziellen 

und technischen Umstellungstermine. Sofern der vorgelagerte Netzbetreiber eine ent-

sprechende Änderung angekündigt hat und während der laufenden Vorankündigungs-

fristen ein neuer Vertrag über intern bestellte Kapazität zu laufen beginnt, gilt die bereits 

laufende Vorankündigungsfrist auch für diesen Vertrag. Jede Änderung der Gasbe-

schaffenheit oder der Druckspezifikation ist auf die hiervon betroffenen Netzkopplungs-

punkte beschränkt. Der von der Änderung jeweils betroffene Vertrag ist mit Wirkung zu 

dem Zeitpunkt zu berichtigen, zu dem die Änderung der Gasbeschaffenheit oder der 

Druckspezifikation wirksam wird. Ändert der vorgelagerte Netzbetreiber die Gasbe-

schaffenheit oder die Druckspezifikation gemäß dieser Ziffer, so ist der nachgelagerte 

Netzbetreiber berechtigt, den Vertrag für die betreffenden Netzkopplungspunkte unter 

Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Jahr zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens 

der Änderung der Gasbeschaffenheit oder der Druckspezifikation zu kündigen.  



 

Kooperationsvereinbarung Gas, Stand 27.10.2017  Seite 53 von 311 

5. Wenn die technische Notwendigkeit, z.B. wegen mangelnder L-Gas-Verfügbarkeit, im 

Rahmen der Anpassung der Gasbeschaffenheit von L- auf H-Gas für einen früheren 

Umstellungstermin besteht oder wenn alle betroffenen Netzbetreiber sowie alle betrof-

fenen Transportkunden zugestimmt haben, werden abweichend von Ziffer 4 zwischen 

den Netzbetreibern ein früherer Umstellungstermin und kürzere Vorankündigungsfristen 

abgestimmt. Die entsprechenden Fristen sind im zwischen den Netzbetreibern abge-

stimmten Umstellungsfahrplan zu berücksichtigen.  

§ 23 Nichteinhaltung von Gasbeschaffenheit oder Druckspezifikation  

1. Entsprechen die vom vorgelagerten Netzbetreiber am Netzkopplungspunkt übergebe-

nen Gasmengen nicht den technischen Anforderungen im Hinblick auf die Gasbeschaf-

fenheit oder Druckspezifikation gemäß § 22 Ziffer 1 und 2 (im Folgenden „Off-Spec-

Gas“ genannt), ist der nachgelagerte Netzbetreiber berechtigt, die Übernahme des Off-

Spec-Gases ganz oder teilweise nicht zu akzeptieren. Der vorgelagerte Netzbetreiber 

hat in diesem Fall unverzüglich die Bereitstellung des Off-Spec-Gases an diesem Netz-

kopplungspunkt entsprechend zu reduzieren. Sämtliche Rechte des nachgelagerten 

Netzbetreibers gegenüber dem vorgelagerten Netzbetreiber bleiben unberührt. 

2. Der vor- bzw. nachgelagerte Netzbetreiber informiert den jeweils anderen unverzüglich, 

wenn er Kenntnis davon erhält, dass Off-Spec-Gas an einem Netzkopplungspunkt 

übergeben wird oder eine Übergabe von Off-Spec-Gas zu erwarten ist. 

§ 24 Instandhaltung 

1. Der vorgelagerte Netzbetreiber hat das Recht, die Instandhaltung (Wartung, Inspektion 

und Instandsetzung) seines Leitungssystems sowie Maßnahmen zum Neubau, zur Än-

derung und zur Erweiterung von Anlagen durchzuführen. Soweit der vorgelagerte Netz-

betreiber aufgrund der vorgenannten Maßnahmen nicht in der Lage ist, seine Pflichten 

aus diesem Vertrag zu erfüllen, ist der vorgelagerte Netzbetreiber von diesen Pflichten 

befreit. Der nachgelagerte Netzbetreiber ist zur Mitwirkung, insbesondere durch die An-

passung seiner Netzfahrweise bei den vom vorgelagerten Netzbetreiber geplanten 

Instandhaltungsmaßnahmen verpflichtet. Der vorgelagerte Netzbetreiber wird berechtig-

te Interessen des nachgelagerten Netzbetreibers bei der Planung und Durchführung 

der Maßnahmen berücksichtigen. 

2. Der vorgelagerte Netzbetreiber wird den nachgelagerten Netzbetreiber über Maßnah-

men gemäß Ziffer 1 rechtzeitig vor deren Durchführung in geeigneter Weise unterrich-

ten, soweit die Nutzung der vertraglich vereinbarten Kapazität ganz oder teilweise tat-

sächlich eingeschränkt wird oder die Gasübergabe bzw. -übernahme an einzelnen 

Netzkopplungspunkten nennenswert beeinflusst wird. Die Pflicht zur vorherigen Unter-

richtung entfällt, wenn die Unterrichtung nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich 

ist und der vorgelagerte Netzbetreiber dies nicht zu vertreten hat oder die Beseitigung 

von bereits eingetretenen Unterbrechungen verzögern würde. In diesen Fällen ist der 

vorgelagerte Netzbetreiber verpflichtet, dem nachgelagerten Netzbetreiber nachträglich 


